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1. Aktuelle Entwicklungstendenzen  
1.1 Angebot an Arbeitskräften 
Allein von den in der Bundesrepublik Deutschland leben-
den ausländischen Jugendlichen wachsen jährlich knapp 
100 000 Personen in das Erwerbsleben hinein (1986: 
+ 89000, 1987: + 93000 Personen durch Übergang von 
allgemeinbildenden oder berufsbildenden Schulen in das 
Erwerbsleben).
1) Weitere Verschiebungen in der Alters-
und Geschlechtsstruktur und das übliche Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben führen allerdings dazu, daß bei ausge-
glichener Wanderungsbilanz der demographisch bedingte 
Zuwachs des ausländischen Erwerbspersonenpotentials per 
Saldo geringer ausfällt (jeweils 45 bis 55 000 Personen in 
den Jahren 1986 bis 1988 mit leicht abnehmender Ten-
denz).
2) 
1) Quelle: Arbeitskräftegesamtrechnung des IAB. 
2) Klauder W., P. Schnur, M. Thon, Arbeitsmarktperspektiven der 80er 
und der 90er Jahre. Neue Modellrechnungen für Potential und Bedarf an 
Arbeitskräften, in: MittAB 1/1985, S. 50. 
3) Bis 1982 vgl. Thon, M., Neuberechnung des Erwerbspersonenpotentials 
für den Zeitraum 1970-1982, in: MittAB 4/1984. In den Jahren 1983 bis 
1985 entsprach die Nettoabwanderung im wesentlichen den Annahmen 
der unteren Variante der vorliegenden längerfristigen Projektion des 
IAB. Für diese Jahre wird daher mit nur geringfügigen, der effektiven 
Bevölkerungsentwicklung   folgenden   Korrekturen   das   ausländische 
Erwerbspersonenpotential der unteren Variante unterstellt. Vgl. Klauder W., 
P. Schnur, M. Thon, a. a. O. Zur Notwendigkeit einer grundsätzlichen 
Neuberechnung vgl. die folgenden Abschnitte. 
Zur Entwicklung der Erwerbsbeteiligung (Verhaltenskom-
ponente) werden in den nachfolgenden Abschnitten nähere 
Ausführungen gemacht. Im Hinblick auf vorliegende 
Befragungsergebnisse und den erreichten Tiefstand der 
Erwerbsquote, die bei der ausländischen Wohnbevölke-
rung nunmehr beträchtlich unter der von Deutschen liegt, 
scheint die an dieser Stelle bislang zugrundegelegte 
Annahme einer per Saldo weiterhin leicht rückläufigen 
Erwerbsneigung der Ausländer nicht mehr vertretbar. Mit 
dem Auslaufen der Netto-Rückwanderungen im Jahre 
1985 werden deshalb für die ausländische Wohnbevölke-
rung konstante spezifische Erwerbsquoten unterstellt.
3) 
Im Jahre 1985 zogen erstmals seit Anfang der 80er Jahre 
wieder etwas mehr Ausländer in das Bundesgebiet als zur 
gleichen Zeit abwanderten, 1986 stieg der positive Wande-
rungssaldo (bei 480 000 Zuzügen und 350 000 Fortzügen, 
vgl. Schaubild 2) auf 130 000 Personen. Eine wesentliche 
Komponente für diese Entwicklung war der sicherlich 
gesondert zu betrachtende erneut angestiegene Zustrom 
von Asylbewerbern (1986: + 100 000, bisheriger Höchst-
stand 1980: + 108 000, zwischenzeitlicher Tiefstand 1983: 
+ 20 000 Personen), der in den Zuwanderungszahlen ent-
halten ist. Das seit Anfang 1987 geltende Gesetz zur Ände-
rung asylverfahrensrechtlicher, arbeitserlaubsnisrechtli-
cher und ausländerrechtlicher Vorschriften hat allerdings 
zu einem starken Rückgang der Asylbewerberzahlen in den 
ersten Monaten dieses Jahres beigetragen (+ 22 000 Asyl-
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1983 die (stärker konjunkturreagible) Zahl der Zuzüge von 
Ausländern an, die Zahl der Rückwanderungen vermin-
derte sich (seit Auslaufen der Rückkehrförderung im Jahre 
1984) leicht. Sowohl mit EG-Staaten als auch mit der 
Türkei ergaben sich 1986 wieder leichte Wanderungsge-
winne (jeweils etwa + 10 000, nach jeweils – 15 000 Perso-
nen im Vorjahr). 
Im Hinblick auf Wartezeitregelungen, die bei Familien-
nachzug aus Nicht-EG-Ländern und Asylbewerbern gel-
ten, wird trotz der auch weiterhin zu erwartenden leichten 
Netto-Zuwanderung bei der Wohnbevölkerung für die 
Arbeitsmarktbilanz der Jahre 1986-1988 kein wanderungs-
bedingter Anstieg des ausländischen Erwerbspersonenpo-
tentials unterstellt. Die in Übersicht l und den Anhangta-
bellen ausgewiesenen Zuwächse beruhen in diesen Jahren 
also ausschließlich auf demographischen Veränderungen 
der in der Bundesrepublik lebenden ausländischen Wohn-
bevölkerung. 
1.2 Erwerbstätigkeit und Erwerbslosigkeit 
Trotz eines – weitgehend durch Rückwanderung ausländi-
scher Arbeitnehmer einerseits und durch Familienzusam-
menführung andererseits geprägten – nur kurzzeitig unter-
brochenen weiteren Anstiegs der ausländischen Wohnbe-
völkerung im erwerbsfähigen Alter (Schaubild 3) ist die 
Zahl der erwerbstätigen Ausländer seit ihrem Höhepunkt 
im Jahre 1973 erheblich zurückgegangen. Die Beschäfti-
gungseinbrüche Mitte der 70er und Anfang der 80er Jahre 
trafen die Ausländer überproportional, von den nachfol-
genden Beschäftigungsanstiegen profitierten sie erst später 
und in weitaus geringerem Umfang als Deutsche (Tabel-
len l und 4 im Anhang). 
Im Jahre 1985, dem erneuten Tiefpunkt der Ausländerbe-
schäftigung gab es nur noch 1,7 Mio. erwerbstätige Auslän-
der (6,7% aller Erwerbstätigen), nach 2,5 Mio. bzw. 9,3% 
im Jahr 1973 (2,1 Mio. bzw. 8,1% im Jahre 1980). Erst 
Mitte 1986 setzte auch bei ausländischen Arbeitnehmern 
ein Wiederanstieg der Beschäftigung ein, zunächst jedoch 
nur unterproportional. Er dürfte sich nach den vorliegen-
den Alternativrechnungen zumindest bei etwas kräftigerem 
Wirtschaftswachstum auch bis 1988 fortsetzen, allerdings 
bleibt auch dann der Anstieg wie schon in den Vorjahren 
hinter dem zu erwartenden Potentialzuwachs zurück 
(Übersicht 1). 
Vor allem zwei Faktoren tragen wohl zu dieser in längerfri-
stiger Perspektive für Ausländer sehr ungünstigen Beschäf-
tigungsentwicklung bei: 
- Nach der aufgrund des § 19 AFG erlassenen Arbeitser-
laubnisverordnung können viele Ausländer lediglich eine 
„allgemeine Arbeitserlaubnis“ nach Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarktes erhalten, d. h. grundsätzlicher Vor- 
4) Bei den Ausländern, die nur eine allgemeine Arbeitserlaubnis erhalten 
haben, wurden in vielen Fällen neben Lage und Entwicklung des 
Arbeitsmarktes auch die Verhältnisse des einzelnen Falles berücksichtigt 
(§ 19 Abs. l AFG). Vgl. hierzu auch den in der entsprechenden Durch-
führungsanweisung enthaltenen Ausnahmekatalog. 
5) Dohse, K., Ausländische Arbeiter 1974 bis 1985, in: WSI-Mitteilungen 
9/1986, S. 634. Vgl. auch Dietz,  F.,  Entwicklung und Struktur der 
beschäftigten   ausländischen   Arbeitnehmer   in   der   Bundesrepublik 
Deutschland, in: Hönekopp, E. (Hrsg.), Aspekte der Ausländerbeschäftigung 
in der Bundesrepublik Deutschland, BeitrAB 114, Nürnberg, 
1987. 
6)  Vgl. auch Hönekopp, E., Rückkehrförderung und die Rückkehr ausländischer 
Arbeitnehmer und ihrer Familien, in: Hönekopp, E. (Hrsg.), 
a. a. O. 
 
rang für deutsche und ihnen gleichgestellte ausländische 
Arbeitnehmer. Dies gilt insbesondere für aus Nicht-EG-
Staaten nachgezogene Ehegatten, soweit keine (weiterge-
hende Ansprüche begründende) zwischenstaatlichen Ver-
einbarungen getroffen wurden, auch für die Gruppe der 
„De-facto-Flüchtlinge“ (s. Abschnitt 2.4). Im ersten Halb-
jahr 1987 waren 44% der insgesamt 56 000 für eine erstma-
lige Beschäftigung erteilten Arbeitserlaubnisse solche „all-
gemeinen“.
4) In vielen Fällen dürfte es aus Arbeitsmarkt-
gründen (wegen eines fehlenden Arbeitsplatzes bzw. Vor-
rang von Deutschen) trotz Erfüllung der Wartezeiten nicht 
zur Ausstellung einer solchen „allgemeinen Arbeitserlaub-
nis“ gekommen sein. 
- Qualifikationsstruktur und Wirtschaftszweigverteilung 
benachteiligen Ausländer, d.h.: Einerseits sind unqualifi-
zierte Arbeitskräfte und solche im Verarbeitenden 
Gewerbe überproportional von Entlassungen betroffen 
gewesen, andererseits stehen viele Arbeitsplätze in den 
expandierenden Dienstleistungsbereichen „mit wachsen-
den Anforderungen an die Kompetenz zur Symbolverar-
beitung, für die hinreichende deutsche Sprachkenntnisse 
ein Mindesterfordernis darstellen“,
5) Ausländern kaum zur 
Verfügung. 
Inwieweit zusätzlich Vorurteile oder Diskriminierung das 
Arbeitsmarktgeschehen beeinflussen, läßt sich quantitativ 
kaum abschätzen. 
Am Rande bemerkenswert ist die seit Jahren kontinu-
ierlich ansteigende Zahl ausländischer Selbständiger und 
mithelfender Familienangehöriger (1985: 140 000 Personen 
bzw. 8% der ausländischen Erwerbstätigen, 1973: 60 000 
Personen bzw. 2%). Hier scheinen sich zumindest für einen 
Teil der ausländischen „Arbeitnehmer“ alternative 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu ergeben. 
Weniger noch als Mitte der 70er Jahre kann davon ausge-
gangen werden, daß sich das Beschäftigungsproblem von 
Ausländern (teilweise) über eine Rückwanderung in die 
Heimatländer löst:
6) Ende 1985 waren bereits 59% der 
ausländischen Staatsangehörigen länger als 10 Jahre in der 
Bundesrepublik, bei nur 15% betrug die Aufenthaltsdauer 
weniger als vier Jahre. Nach den Repräsentativbefragun-
gen der Friedrich-Ebert-Stiftung bei ausländischen Arbeit-
nehmern der ehemaligen Hauptanwerbeländer und ihren 
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Von den beschäftigten  ausländischen Arbeitnehmern der 
aufgeführten Länder besaßen nach der gleichen Quelle 
1985 lediglich 10% die von der Arbeitsmarktlage abhän-
gige „allgemeine Arbeitserlaubnis“, gegenüber 31% im 
Jahre 1980. Nach der Beschäftigtenstatistik der BA (bezo-
gen auf Sozialversicherungspflichtig beschäftigte ausländi-
sche Arbeitnehmer ohne EG-Angehörige) läßt sich die 
gleiche Tendenz erkennen: Ende 1986 besaßen 7% von 
ihnen (83 000 Personen) nur die „allgemeine Arbeitser-
laubnis“, gegenüber 15% (183 000 Personen) Ende 1983. 
Zum Teil wird dies auf ein Hineinwachsen in Ansprüche 
auf eine „besondere Arbeitserlaubnis“ beruhen. So erhal-
ten aufgrund von Regierungsvereinbarungen Griechen, 
Portugiesen, Spanier und Türken nach Ablauf der Warte-
zeit eine besondere Arbeitserlaubnis. Darüber hinaus 
eröffnet allerdings die „allgemeine Arbeitserlaubnis“ ange-
sichts der langjährigen hohen Unterbeschäftigung offenbar 
immer weniger den Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt, 
oder anders ausgedrückt: Obwohl die überwiegende Mehr-
zahl der nachgereisten Ehegatten die Wartezeit nunmehr 
erfüllt hat, kann ggf. die allgemeine Arbeitserlaubnis für 
eine Beschäftigung nach Lage und Entwicklung des 
Arbeitsmarktes nicht erteilt werden. 
Dies macht den bei Ausländern erkennbaren überpropor-
tionalen Aufbau einer Stillen Reserve mit erklärlich: Liegt 
schon die Arbeitslosenquote der Ausländer vor allem 
wegen des hohen Anteils an Ungelernten (mit konjunktu-
rell bedingten Schwankungen) weit über dem Durch-
schnitt, so läßt Tabelle 4 einen in den letzten Jahren noch-
mals angestiegenen, stark überproportionalen Anteil an 
der Stillen Reserve erkennen. Während bei Deutschen in 
den letzten Jahren ein gewisser Abbau der Stillen Reserve 
zu beobachten war, stieg diese bei Ausländern weiter an. 
Nach den vorliegenden Alternativrechnungen wird sie auch 
1988 weiter auf gut 250000 Personen ansteigen. Im folgen-
den wird sich zeigen, daß das tatsächliche Ausmaß der 
nicht registrierten Unterbeschäftigung der in der Bundesre-
publik lebenden Ausländer sogar noch höher veranschlagt 
werden muß. 
2. Erwerbsbeteiligung und Erwerbswünsche 
2.1 Entwicklung der potentiellen und effektiven Erwerbsquoten 
Auf die von der statistischen Ausgangslage her bestehen-
den methodischen Grenzen, überhaupt ein Erwerbsperso- 
7)  Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, Situation der ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 
Die Untersuchungen wurden 1980 und 1985 im Auftrag des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung (BMA) durchgeführt und in der Schriftenreihe 
Sozialforschung des BMA als Forschungsberichte Nr. 50 (1981) sowie 133 
(1986) veröffentlicht. 
8)  Thon, M. a. a. O., S. 444. 
9) Der Abstand zwischen potentieller und effektiver Erwerbsquote variiert 
im wesentlichen mit der Höhe der registrierten Ausländerarbeitslosigkeit (die – 
allerdings nicht global, sondern gruppenspezifisch – über die 
entsprechenden Relationen „Stille Reserve zur Arbeitslose“ bei Deutschen die 
Höhe des ausländischen Erwerbspersonenpotentials festlegt). 
10) Für dieses Jahr liegt die Wohnbevölkerung in amtlicher Gliederung nach 
Alter und Geschlecht getrennt nach Deutschen und Ausländern vor. 
nenpotential für Ausländer zu berechnen, wurde an dieser 
Stelle wiederholt hingewiesen. Tatsächlich wurden bis 1982 
(Stützzeitraum) lediglich alters- und geschlechtsspezifische 
Relationen „Stille Reserve zu Arbeitslose“ der Deutschen 
auf die Ausländer übertragen. Damit bleiben Besonderhei-
ten der Erwerbsbeteiligung von Ausländern notwendiger-
weise außer Betracht. „Die Ergebnisse für die Stille 
Reserve bei Ausländern müssen aus den genannten Grün-
den noch als vorläufige, grobe, eher vorsichtige Schätzung 
angesehen werden.“
8) Dies gilt auch für die oben skizzierte 
Fortschreibung am aktuellen Rand. 
Tatsächlich ist nach den aufgeführten Berechnungen die 
globale Potentialerwerbsquote der Ausländer (bezogen auf 
die ausländische Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 
65 Jahren) drastisch zurückgefallen, so daß sie nunmehr 
deutlich unter der entsprechenden Quote der Deutschen 
liegt (Tabelle 6). Im Grunde ist sie – verfahrensbedingt –
dem noch stärkeren Rückgang der effektiven Erwerbs-
quote gefolgt.
9) 
Wurden 1973 noch 85% der in der Bundesrepublik leben-
den Ausländer im erwerbsfähigen Alter als potentielle 
Erwerbspersonen ermittelt, ist dieser Anteil auf 66% im 
Jahre 1982 und schätzungsweise 62% im Jahre 1987 zurück-
gefallen (Deutsche im Jahre 1987: 69%). Bei Männern liegt 
die globale Potentialerwerbsquote der Ausländer seit 1980, 
bei Frauen seit 1982 unter der bei Deutschen. 
Nun ist – auch ein deutlicher – Rückgang der Potentialer-
werbsquote der Ausländer im Hinblick auf die Umschich-
tungen der Wohnbevölkerung seit dem Anwerbestopp 
(Rückwanderung von Erwerbspersonen mit noch nicht 
gefestigtem Aufenthalts- und Arbeitserlaubnisstatus, 
Zuzug von Ehegatten und Kindern) durchaus zu erwarten 
gewesen. Es stellt sich allerdings die Frage nach der Plausi-
bilität eines derart starken Rückgangs. Die nachfolgend 
dargestellte Strukturbereinigung sowie Befragungsergeb-
nisse und Überlegungen im Hinblick auf Asylbewerber und 
De-facto-Flüchtlinge deuten darauf hin, daß das bisherige 
Berechnungsverfahren das in der Bundesrepublik vorhan-
dene ausländische Erwerbspersonenpotential (und damit 
auch die Stille Reserve) tatsächlich unterschätzen dürfte. 
2.2 Strukturbereinigung der globalen Erwerbsquote 
Unterstellt man als „Norm“ oder Vergleichsmaßstab für 
die potentielle Erwerbsbeteiligung der Ausländer die glo-
bale Potentialerwerbsquote der Deutschen (1985 = 68,3%) 
und nimmt die Differenz zur tatsächlich ausgewiesenen 
(1985 = 64,5%), dann würde sich für 1985
10) das ausländi-
sche Erwerbspersonenpotential bzw. die Stille Reserve der 
Ausländer um rd. 125000 Personen erhöhen. Nun liegt es 
allerdings auf der Hand, daß wegen des andersartigen 
demographischen Aufbaues der Ausländerbevölkerung ein 
solcher globaler Vergleichsmaßstab problematisch ist. 
Es wurde deshalb – wegen der Datenlage auf Basis der 
effektiven Erwerbsquoten des Mikrozensus 1985 – eine 
Strukturanpassung nach Alter, Geschlecht und Familien-
stand durchgeführt, d. h. eine hypothetische globale 
Erwerbsquote errechnet. Bei gleicher Struktur nach diesen 
Merkmalen vergrößerte sich der Abstand zwischen den 
Erwerbsquoten der deutschen und ausländischen Bevölke-
rung nochmals um 6,7%-Punkte, d. h. die deutsche globale 
Erwerbsquote läge (bei gleicher Struktur wie die der aus-
ländischen Wohnbevölkerung) entsprechend höher bzw. 
die ausländische Quote läge (bei gleicher Struktur wie die 
der deutschen Wohnbevölkerung) nochmals niedriger. 
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chene deutsche Erwerbsquote auch für die ausländische 
Wohnbevölkerung, erhöht sich das Erwerbspersonenpo-
tential der Ausländer gegenüber dem tabellarisch ausge-
wiesenen um insgesamt rd. 340000 Personen. Eine auf der 
Basis vorläufiger spezifischer Potentialerwerbsquoten für 
das Jahr 1985 durchgeführte Strukturbereinigung führt fast 
genau zu dem gleichen Ergebnis. Einschränkend ist auf die 
Möglichkeit hinzuweisen, daß die amtlichen Bevölkerungs-
zahlen bei Ausländern (mehr als bei Deutschen) überhöht 
sein könnten. Gerade auch die nachfolgend aufgeführten 
Befragungsergebnisse sprechen jedoch dafür, daß zumin-
dest ein großer Teil der so errechneten Potentialerhöhung 
nicht lediglich auf Fehlern der statistischen Ausgangsreihen 
beruht. 
Solange (in den 70er Jahren) globale und spezifische 
Erwerbsquoten der Ausländer aus naheliegenden Gründen 
zum Teil weit über denen der Deutschen lagen, war solch 
ein Vergleich nicht sinnvoll. Die beobachteten Anglei-
chungstendenzen an die deutsche Wohnbevölkerung sind 
auch im Hinblick auf den sich unverkennbar verfestigenden 
Aufenthaltsstatus (s. o.) plausibel. Ein Absinken der 
Erwerbsquote der Ausländer unter die (strukturbereinigte) 
Quote der Deutschen hingegen bedürfte einer besonderen 
Erklärung, die bislang nicht erkennbar ist. Zwar könnte 
vermutet werden, daß zumindest in Teilen der ausländi-
schen Wohnbevölkerung, wegen der z. T. andersartigen 
kulturellen und religiösen Hintergründe und Familien-
strukturen (Kinderzahl) Erwerbswünsche weniger verbrei-
tet sind als bei den Deutschen. Genau dies ist jedoch nicht 
der Fall (im Gegenteil sogar, wie im folgenden für die hier 
„kritische“ Gruppe der nicht erwerbstätigen Frauen gezeigt 
wird). Damit ist eigentlich davon auszugehen, daß die 
(spezifische) Erwerbsbeteiligung der Deutschen als Unter-
grenze für die der Ausländer anzusehen ist. Obwohl an 
dieser Stelle noch keine entsprechende Revision der Poten-
tialschätzung bei Ausländern erfolgen kann, bleibt doch 
festzuhalten, daß – ohne Berücksichtigung weiterer Wan-
derungsbewegungen – das nicht beschäftigte Erwerbsper-
sonenpotential der in der Bundesrepublik lebenden auslän-
dischen Wohnbevölkerung offenbar höher zu veranschla-
gen ist, als aus der bislang ausgewiesenen Summe von 
Stiller Reserve und registrierter Arbeitslosigkeit hervor-
geht. 
2.3 Erwerbswünsche nicht erwerbstätiger Frauen 
Im Rahmen der bereits angeführten Repräsentativbefra-
gungen der Friedrich-Ebert-Stiftung  bei ausländischen 
Arbeitnehmern und ihren Familienangehörigen wurden 
1985 wie 1980 Griechen, Italiener, Jugoslawen, Portugie-
sen, Spanier und Türken befragt. Aus diesen ehemaligen 
Hauptanwerbeländern stammten 1985 knapp 70% aller in 
11) Nach der 1986 vom Emnid-Insütut im Auftrag des IAB durchgeführten 
Repräsentativbefragung bei deutschen Frauen gaben auf eine vergleichbar 
formulierte Frage lediglich 35% der nicht erwerbstätigen deutschen Frauen 
(im Alter von 15-60 Jahren, nicht in Ausbildung) an, grundsätzlich gerne 
berufstätig zu sein. 
12)  Brinkmann C., G. Engelbrech, Beschäftigungsprobleme der Frauen, 
Referat anläßlich der Jahrestagung des Vereins für Sozialpolitik, Berlin, 
1987. 
13)  Die Formulierung im Fragebogen lautete sogar „arbeitslos gemeldet“. 
Allerdings wurden die Interviews in der jeweiligen Muttersprache 
geführt, eine Meldung beim Arbeitsamt kann u. a. auch wegen einer 
Arbeitserlaubnis  erfolgt  sein  und  arbeitsuchende  Ausländer  ohne 
Arbeitserlaubnis (die aber ggf. eine allgemeine Arbeitserlaubnis erhalten 
könnten) zählen statistisch – sofern sie nicht zugleich Leistungsbezieher der 
BA sind – als „nichtarbeitslose Arbeitsuchende“. Unscharfen 
darüber, ob tatsächlich eine Registrierung als Arbeitsloser vorliegt, sind 
daher unvermeidlich. 
der Bundesrepublik lebenden Ausländer (Männer wie 
Frauen). 
Bei nicht erwerbstätigen Frauen (15 Jahre oder älter) wur-
den auch Erwerbswünsche und Gründe für die Nichter-
werbstätigkeit untersucht. Auf die Frage „Würden Sie 
eigentlich grundsätzlich gerne arbeiten?“ bekundeten 72% 
aller nicht erwerbstätigen Frauen der aufgeführten Länder 
uneingeschränkt ihre grundsätzliche Erwerbsbereitschaft, 
etwas mehr noch als 1980 (67%). Sicherlich können vielfäl-
tige, familiär bedingte Hinderungsgründe einer Arbeitsauf-
nahme entgegenstehen. Wichtig erscheint jedoch zum 
einen, daß Erwerbswünsche bei nicht erwerbstätigen aus-
ländischen Frauen offenbar sehr viel verbreiteter sind als 
bei nicht berufstätigen deutschen Frauen im erwerbsfähi-
gen Alter.
11) Hier ist zu berücksichtigen, daß auch bei 
deutschen Frauen aus weniger gut verdienenden Haushal-
ten (gerade beim Vorhandensein von Kindern) eine über-
durchschnittlich hohe finanziell motivierte Erwerbsbereit-
schaft besteht.
12) Außerdem ist vielleicht von Bedeutung, 
daß Familienzusammenführung in der Vergangenheit 
u. U. Nachzug von Ehemännern hier arbeitender ausländi-
scher Arbeitnehmerinnen bedeutet hat, deren Erwerbs-
wünsche sich auch nach einer Unterbrechung der Erwerbs-
tätigkeit erhalten haben. 
Zum zweiten lassen sich kaum Unterschiede nach den 
einzelnen Nationalitäten feststellen – die Anteile schwan-
ken zwischen 70% (Portugiesen) und 75% (Griechen). Bei 
den in der Bundesrepublik lebenden Türkinnen sind solche 
latenten Erwerbswünsche – trotz andersartigem kulturel-
lem und religiösem Hintergrund – soweit verbreitet wie bei 
den Angehörigen der übrigen Nationalitäten (71%). Auch 
hat die Zahl der (in der Bundesrepublik lebenden) Kinder 
für die grundsätzliche Erwerbsbereitschaft nur geringe 
Erklärungskraft: Der entsprechende Anteil steigt von 68% 
(l Kind) auf 75% (3 Kinder) und liegt auch bei 5 oder 
mehr Kindern noch bei 63%. 
Im Hinblick auf die Begründungen der Nichterwerbstätig-
keit spielen erwartungsgemäß bei den ausländischen (wie 
bei den deutschen) Frauen familiäre Hemmnisse (Kinder-
erziehung, Versorgung des Haushalts, Einstellung des Ehe-
partners) eine große Rolle. 14% der Ausländerinnen 
besuchten z. Zt. der Befragung noch eine Schule oder 
berufsvorbereitende Maßnahme. 17% verwiesen (neben 
anderen Begründungen) auf die fehlende Arbeitserlaubnis, 
wobei allerdings drei Viertel von ihnen bereits vor 1982 in 
die Bundesrepublik eingereist waren und nach den Fristen-
regelungen (abhängig von der Arbeitsmarktlage) eine all-
gemeine Arbeitserlaubnis erhalten könnten. Ein (jeweils 
kleiner) Teil der ausländischen Frauen sieht die Nichter-
werbstätigkeit auch im Zusammenhang mit „schlechten 
Deutschkenntnissen“ und einer fehlenden Berufsausbil-
dung. 
Mehr als ein Drittel der nicht erwerbstätigen Frauen nennt 
als Begründung „finde keine Arbeitsstelle“ (38%) bzw. 
bezeichnet sich auf die Frage nach ihrem gegenwärtigen 
Status nicht als Hausfrau, Rentnerin oder Schülerin, son-
dern als arbeitslos
13) (38%). 
Hochgerechnet auf knapp 900 000 nicht erwerbstätige aus-
ländische Frauen im erwerbsfähigen Alter sind demnach 
überschlagsmäßig mehr als 300000 nicht erwerbstätige 
Ausländerinnen zumindest latent erwerbsbereit und aus 
Arbeitsmarktgründen nicht erwerbstätig. Von ihnen sind 
lediglich rd. 100000 statistisch als Arbeitslose erfaßt. Bis-
herige Berechnungen weisen für 1985 weitere 100000 als 
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den demnach in der Potentialberechnung bislang nicht 
berücksichtigt. Sie würden die Potentialerwerbsquote der 
ausländischen Frauen um 7% erhöhen – eine Größenord-
nung, die sich auch ergäbe, wenn die ausgewiesene Poten-
tialerwerbsquote der ausländischen Frauen (1985: 50%) 
auf die nach Alter und Familienstand angepaßte Quote bei 
den deutschen Frauen angehoben würde (vgl. den voraus-
gehenden Abschnitt). Im übrigen deutet die Befragung 
auch bei ausländischen Männern auf ein deutlich höheres 
Ausmaß an Unterbeschäftigung hin, als durch die bisherige 
Potentialrechnung ermittelt wurde.
14) 
2.4 Asylberechtigte, Asylbewerber und „De-facto-Flüchtlinge“ 
Nach aktualisierten Berechnungen des Bundesministe-
riums des Inneren (BMI)
15) lebten Ende 1986 in der Bun-
desrepublik 68000 Asylberechtigte (zuzüglich Familienan-
gehörige, soweit sie nicht ebenfalls einen Asylantrag 
gestellt haben) sowie 33 000 ihnen im wesentlichen gleich-
gestellte Kontingentflüchtlinge. Sie haben Anspruch auf die 
keinen weiteren Beschränkungen unterliegende „beson-
dere Arbeitserlaubnis“. 
Die Zahl der Asylbewerber  mit noch nicht rechtskräftig 
abgeschlossenen Asylverfahren betrug zum gleichen Zeit-
punkt rd. 160000 Personen. Für sie gilt (nach alter Rege-
lung) im allgemeinen eine Wartefrist von zwei Jahren, bis 
sie die arbeitsmarktabhängige „allgemeine Arbeitserlaub-
nis“ erhalten können (keine Wartefrist, wenn von vornher-
ein feststeht, daß der Asylbewerber auch im Falle der 
Ablehnung des Antrags aus rechtlichen, politischen oder 
humanitären Gründen nicht ausgewiesen oder abgescho-
ben wird). Bei einer auf 11% abgesunkenen Anerken-
nungsquote und vergleichsweise wenigen Abschiebungen 
und Abwanderungen
16) bedeutet dies für die überwiegende 
Mehrzahl der Betroffenen eine rechtliche Öffnung des 
deutschen Arbeitsmarktes in relativ kurzer Zeit. „Dabei ist 
aber zu beachten, daß die Erteilung der Arbeitserlaubnis 
an Asylbewerber auch nach Ablauf der Wartezeit grund-
sätzlich an dem Vorrang der Deutschen und der privilegier-
ten ausländischen Arbeitnehmer scheitert.“
17) 
Im ersten Halbjahr 1987 wurden 22000 weitere Asylan-
träge gestellt, das war im Vorjahresvergleich zuletzt mehr 
als eine Halbierung. Ab Anfang dieses Jahres gilt für eine 
erstmalige Beschäftigung mit allgemeiner Arbeitserlaubnis 
in der Regel nunmehr eine Wartezeit von 5 Jahren (Aus-
nahme ein Jahr, wenn keine Abschiebung droht). Bei 
Ablehnung des Asylgesuchs wird diesen und künftigen 
Asylbewerbern der deutsche Arbeitsmarkt rechtlich auf 
mittlere Sicht verschlossen bleiben. Dies wurde bei den 
14) 28% aller männlichen Befragten bzw. 62% der befragten nicht erwerbstätigen 
männlichen Ausländer gaben an, „arbeitslos“ zu sein (unveröffentlichtes 
Ergebnis der 1985er Befragung). Hochgerechnet auf 635 000 
nicht erwerbstätige ausländische Männer sind dies rd. 400 000 Personen, 
gegenüber 160 000 registrierten Arbeitslosen und 85 000 Personen in der 
Stillen Reserve (Tabelle 5 im Anhang). 
15) Vgl. auch die Pressemitteilung des BMI vom 23. 7. 1986 und Bundes-
tagsdrucksache 10/3346 vom 14. 5. 1985 mit entsprechenden Zahlen. 
16) 1986 wurden nach Auskunft des BMI rd. 2500 abgelehnte Asylbewerber 
über die Grenzen des Bundesrepublik abgeschoben, 8000 Asylbewerber 
sind wieder abgewandert. Vgl. FAZ vom 31. 7. 1987. 
17)  Wollenschläger M., U. Becker, Das Gesetz zur Änderung asylverfah- 
rensrechtlicher,   arbeitserlaubnisrechtlicher  und  ausländerrechtlichter 
Vorschriften, in: Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik, 
2/1987, S. 63. 
18)  Im Falle eines Arbeitsgesuchs zählen Ausländer ohne Arbeitserlaubnis 
(die aber ggf. eine allgemeine Arbeitserlaubnis erhalten könnten) statistisch 
als „nichtarbeitslose Arbeitsuchende“, sofern sie nicht zugleich 
Leistungen der BA beziehen. 
Berechnungen des Erwerbspersonenpotentials insoweit 
schon berücksichtigt, als der aktuelle Wanderungssaldo 
vorläufig als nicht potentialwirksam eingestuft wurde. 
Weiterhin gibt es nach Schätzungen des BMI 270000 sog. 
De-facto-Flüchtlinge“, die keinen Asylantrag gestellt haben 
oder deren Asylantrag abgelehnt worden ist, die aber 
gleichwohl aus humanitären oder politischen Gründen 
nicht abgeschoben werden. Auch sie haben lediglich (nach 
der bislang geltenden Wartefrist von 2 Jahren) die Mög-
lichkeit, eine „allgemeine Arbeitserlaubnis“ zu erhalten, 
sind also auf Arbeitsplätze verwiesen, für die nicht hinrei-
chend deutsche oder ihnen gleichgestellte Bewerber zur 
Verfügung stehen. Mit dem Abschluß weiterer laufender 
Asylverfahren dürfte sich angesichts der hohen Ableh-
nungsquote ihre Zahl noch weiter erhöhen. Wie auch die 
niedrige (und in den letzten Jahren gesunkene, s. o.) Zahl 
der Sozialversicherungspflichtig beschäftigten Ausländer 
mit allgemeiner Arbeitserlaubnis zeigt, dürften für sie 
unter den gegebenen Arbeitsmarktbedingungen Beschäfti-
gungschancen gering bleiben. Sofern besondere Umstände 
im Einzelfall nicht den Zugang zu einer unbeschränkten 
Arbeitserlaubnis eröffnen, dürfte auch in Zukunft unter 
den „De-facto-Flüchtlingen“ ein hohes Ausmaß von Unter-
beschäftigung zu erwarten sein, die sich dann weitgehend 
als Stille Reserve niederschlägt.
18) 
2.5 Schlußfolgerungen 
Die potentielle und – mehr noch – effektive Erwerbsquote 
der in der Bundesrepublik lebenden Ausländer ist in den 
letzten Jahren stark zurückgegangen. Wegen der hohen 
Ausländerarbeitslosigkeit ist der Erwerbstätigenanteil 
noch stärker abgesunken. Im Jahre 1986 waren 51% der 
Ausländer im Alter von 15-65 Jahren erwerbstätig, gegen-
über 61% der Deutschen. 
Die aufgeführten Zusatzinformationen haben gezeigt, daß 
die gewünschte Erwerbsbeteiligung von Ausländern tat-
sächlich höher einzuschätzen ist als bisherige Berechnun-
gen erkennen lassen. Dies ist für die aktuelle, spätestens 
jedoch für die mittelfristige Arbeitsmarktentwicklung von 
großer Bedeutung. Latente Arbeitskräftereserven, die bei 
der ausländischen Wohnbevölkerung über das berechnete 
Erwerbspersonenpotential hinausgehen dürften, werden 
auch dann den Arbeitsmarkt beeinflussen, wenn die sich 
anbahnende Trendwende beim Angebot an deutschen 
Arbeitskräften in den nächsten Jahren eine gewisse Entla-
stung bringt. Eine Neuberechnung des ausländischen 
Erwerbspersonenpotentials wird dem so bald wie möglich 
Rechnung tragen. 
Nicht weiter berücksichtigt wurden an dieser Stelle aus den 
Wanderungsströmen von Ausländern möglicherweise 
resultierende künftige Zuwächse des Erwerbspersonenpo-
tentials in der Bundesrepublik, sei es im Rahmen der 
üblichen EG-Binnenwanderungen, als Folge der Süderwei-
terung der EG oder im Zusammenhang mit den weltweiten 
Flüchtlingsbewegungen. Auch hier sind weitere Analysen 
und Beobachtungen erforderlich (und vorgesehen). 
Kinder von Ausländern können nach dem Besuch deut-
scher Schulen bzw. Ausbildungsgänge oder berufsvorberei-
tender Maßnahmen uneingeschränkten Zugang zum deut-
schen Arbeitsmarkt erhalten, gleiches gilt (zumindest nach 
einer gewissen Frist) für nachgezogene Ehegatten von Aus-
ländern aus Ländern, mit denen entsprechende Regie-
rungsvereinbarungen getroffen wurden (von den ehemali-
gen Hauptanwerbeländern immerhin Griechenland, Spa- 
  
MittAB 3/87  281 nien, Portugal und die Türkei). Andere Ausländer erhalten  Abdrängungseffekte vom offiziellen Arbeitsmarkt,  
 
jedoch unter Umständen trotz langjährigem Aufenthalt in  der   Aufbau   einer   überdurchschnittlich   hohen   Stillen 
der Bundesrepublik (und ggf. unbefristeter Aufenthaltser-  Reserve und möglicherweise auch eine verstärkte Beteili- 
laubnis) nur eine Arbeitserlaubnis, wenn die Arbeitsmarkt-  gung im Bereich der Schwarzarbeit und ungeschützten 
Situation dies zuläßt. Die Folge dieser Benachteiligung sind  Beschäftigungsverhältnisse. 
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